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Protokoll-Nr.: 241 
 
 
Teilrevision des Bundesgerichtsgesetzes 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Am 6. Dezember 2024 haben Sie die Kantonsregierungen im Rahmen eines Vernehmlas-
sungsverfahrens eingeladen, zum Vorentwurf für eine Änderung des Bundesgerichtsgesetzes 
(BGG) Stellung zu nehmen. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und 
äussern uns im Namen und Auftrag des Regierungsrates wie folgt:  
 
Die in der Evaluation der Bundesrechtspflege der Jahre 2008 bis 2013 festgestellten Prob-
leme, nämlich die Rechtsschutzlücken und eine gewisse Fehlbelastung des Bundesgerichts, 
bestehen bis heute unverändert weiter. Die «Grosse BGG-Revision» von 2018, welche diese 
unbefriedigende Situation verbessern wollte, scheiterte u.a. an der Uneinigkeit über die Be-
handlung der subsidiären Verfassungsbeschwerde. Vor diesem Hintergrund begrüssen wir, 
dass mit der neuen Vorlage die damaligen mehrheitsfähigen Reformvorschläge aufgenom-
men werden. Auch wenn die einzelnen Änderungen von eher untergeordneter Bedeutung 
sind, führen sie in ihrer Summe zu einer Verbesserung der Rechtslage. Wir haben keine Ein-
wendungen und verzichten im Übrigen auf eine weitere Stellungnahme. 
 
Freundliche Grüsse 

 
 

Ylfete Fanaj 
Regierungsrätin 

 
 

 


